
Deutsch-polnischer Brückenschlag durch Pioniere beider Armeen
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Solana bleibt hart

Der Streit um die Nato-Osterweiterung

konzentriert sich auf die Gegenlei-
stungen, für die Moskau den Beitritt ehe-
maliger Warschauer-Pakt-Staaten akzep-
tieren würde. Der russische Außenminister
Jewgenij Primakow verlangte vorigen Mon-
tag beim Auftakt seiner Verhandlungen mit
Nato-Generalsekretär Javier Solana, daß
die von der Nato angebotene „Sicherheits-
partnerschaft“ völkerrechtlich verbindli-
chen Charakter haben müsse. Der Vertrag
solle von den Parlamenten sämtlicher Teil-
nehmerstaaten ratifiziert werden.
Solana lehnte diese Forderungen ab. Er re-
lativierte damit auch die Zusage Helmut
Kohls gegenüber Boris Jelzin, daß die
„Nato-Militärmaschine“ nicht an Rußlands
Grenzen heranrücken werde: Der Nato-
Verzicht auf die Stationierung von Atom-
waffen in den Beitrittsstaaten gelte nur un-
ter den gegenwärtigen Bedingungen. Das
aber lasse sich, so der Nato-Generalse-
kretär, schwerlich völkerrechtlich verbind-
lich fassen. Ebensowenig könne sich das
Bündnis auf den von Moskau geforderten
Verzicht auf die Stationierung fremder
Nato-Truppen für alle Zeiten einlassen.
Für diese beiden Punkte aber solle es, so
Solana, eine für einen überschaubaren
Zeitraum verbindliche Erklärung des Nato-
d e r  s p i e g e l  5 / 1 9 9 7
Gipfels im Juli geben. Dem Moskauer 
Bedürfnis nach völkerrechtlich verbriefter
Sicherheit könne der Westen zudem mit
einem neuen Abrüstungsvertrag über kon-
ventionelle Streitkräfte in Europa sowie ei-
nem Abkommen über atomar bewaffnete
U-Boote entsprechen. Solana machte Pri-
makow aber auch klar, daß die neuen Nato-
Staaten in die militärische Infrastruktur des
Bündnisses einbezogen werden müßten,
etwa in das Luftverteidigungssystem.
Offen blieb, ob wenigstens die Charta des
neu zu schaffenden Nato-Rußland-Rats, in
dem Moskau weitgehend gleichberechtigt
sein soll, verbindlich festgeschrieben wird.
Solana glaubt, daß die Russen der Erwei-
terung letztendlich zustimmen – zumal
den Russen bedeutet wurde, die Nato wer-
de die Ausweitung für lange Zeit auf Polen,
Ungarn und Tschechien beschränken.
Z U W E N D U N G E N

Geld ohne Arbeit
Die nordrhein-westfälische Landesre-

gierung muß den Bürgern eine
großzügige Gabe an diverse Landespoliti-
ker verständlich machen.
Die grüne Landtagsabge-
ordnete Alexandra Lands-
berg hatte öffentlich be-
richtet, daß sie unlängst
10000 Mark von der Inve-
stitions-Bank NRW erhal-
ten hatte – als Jahresver-
gütung für ihre Mitglied-
schaft im Beirat der Bank.
Dabei hatte das Gremium
im vergangenen Jahr nicht
ein einziges Mal getagt.
Als daraufhin ein halbes
Dutzend Minister, ebenfalls
Mitglieder des Bank-Beira-
tes, nach ihren Überwei- Rau
sungen gefragt wurden, zog die Staats-
kanzlei den Vorgang an sich. Die Regie-
rungszentrale teilte den Kabinettsmitglie-
dern schriftlich mit, daß die Fragen zentral 
beantwortet würden: „Eine Stellungnah-
me Ihrerseits ist somit nicht mehr nötig.“
Im Hause des Ministerpräsidenten Johan-

nes Rau wurde eine Er-
klärung aufgesetzt, die
dann freilich als Stellung-
nahme der Investitions-
Bank verbreitet wurde.
Tenor: Sitzungen hätten
nicht stattgefunden, weil
der Beirat sich noch nicht
konstituiert habe. Die Be-
ratungsfunktion der Bei-
ratsmitglieder gehe aber
weit über die Teilnahme 
an Sitzungen hinaus: „Ei-
ne Aufteilung in Grund-
vergütung und Sitzungs-
geld ist daher allgemein 
üblich.“
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Ziellos glücklich
Der siebenköpfige Vorstand der AOK

Bayern hat für sich die Auszahlung ei-
ner Erfolgsprämie von jeweils 50000 Mark
erzwungen. Der Vorstandsvorsitzende Her-
bert Schmaus und seine sechs Gefolgsleu-
te berufen sich auf ihre Verträge, die bei Er-
reichen der geplanten Ergebniszahlen die
Überweisung der Prämie garantieren. Da-
bei stört es die im Schnitt mit 250000 bis
300000 Mark dotierten Vorständler nicht,
daß die Selbstverwaltung der Kasse bis-
lang gar keine Ergebnisziele definiert hat.
Wenn es keine Planzahlen gebe, sei das
Ziel eben erreicht, argumentierten sie und
drohten mit Rücktritt. Ein Ergebnis liegt
freilich vor: Die AOK Bayern mußte ihren
Beitragssatz von 13,2 auf 13,7 Prozent er-
höhen mit der Folge, daß auch die Eigen-
beteiligung der Versicherten an Pillen und
Massagen drastisch steigen wird.


